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59320 Ennigerloh
Kosten für Asylbewerber und Flüchtlinge

HH-Planberatungen 2016

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen,

Ennigerloh liegt mit über 500 aufgenommenen Asylbewerbern und Flüchtlingen prozentual weit über der für gesamt NRW liegenden Verteilquote. Zu Recht hat der Bürgermeister mangels vorhandenen geeigneten Wohnraums der für die Zuteilung in NRW zuständigen Bezirksregierung Arnsberg im Januar eine Überlastungsanzeige zugesandt.

Mangels ausreichender Kostenerstattungen durch Bund und Land (ein Teil der anderen Bundesländer erstattet ihren Kommunen asylbedingte Kosten vollständig) weist der diesjährige Haushalt 2016 im Ergebnisplan ein Defizit von 5 Millionen Euro aus.
3 Millionen Euro davon sind asylbedingte Kosten, die der Stadt nicht erstattet werden.

Im Investitionsplan sind 7,5 Millionen Euro Darlehensaufnahmen vorgesehen für die Finanzierung des Baus von Asylbewerber- und Flüchtlingsheimen, vornehmlich von relativ kurzfristig zu erstellenden sogenannten Cubes in Holzrahmenbauweise für erwartete 75.000 € je Cube für 5 Bewohner.

Dies sind Größenordnungen, die angesichts der bislang in NRW stattfindenden ungerechten Verteil- und Erstattungspraxis dieser gesamtgesellschaftlichen Aufgabe nicht hinnehmbar ist.

Erst vor wenigen Tagen hat sich die Politik der Nachbarstadt Drensteinfurt geschlossen mit ihrer offenen Resolution „So geht es nicht“ an den Städte- und Gemeindebund gewendet und um Unterstützung bei einer gerechteren Verteilung gebeten. Danach sollen Asylsuchende so lange in den Landeseinrichtungen verbleiben, in denen ja Kapazitäten frei sind, oder auf andere Kommunen verteilt werden, bis wieder Wohnraum angeboten werden kann.

Diese Aufforderung an die Landesregierung unterstützt auch die CDU-Fraktion Ennigerloh voll und ganz, zumal auch im Kreis Warendorf ausweislich diverser Presseberichte Landeseinrichtungen nicht voll belegt sind.

Die CDU-Fraktion fordert angesichts der massiven Kostenbelastungen, die den Ennigerloher Bürgerinnen und Bürgern verbleiben, bei der künftigen Zurverfügungstellung von Wohnraum eine ungefähre Orientierung an der durchschnittlichen Landesquote.

Es kann und darf nicht sein, dass Ennigerloh und seine Nachbarstädte deutlich in (nicht erstattete) Vorleistung gehen, und viele Großstädte ihren quotalen Verpflichtungen nicht nachkommen.

Das bedeutet für uns bis zur Erreichung der ungefähren Landesquote mit Investitionen in die Erstellung von Wohnraum für Asylbewerber und Flüchtlinge restriktiv zu verfahren.

Die CDU-Fraktion beantragt daher für die vorgesehenen 7,5 Millionen Euro Darlehens- und Investitionssumme eine Freigabesperre i.H.v. 6,5 Millionen Euro, damit der Rat den NRW-weiten quotalen Nivellierungsprozess zeitnah begleiten kann.

Darüberhinaus beantragen wir, dass grundsätzlich in dauerhafte Unterbringungsmöglichkeiten investiert wird, die nach einem eventuellen Auslaufen der Unterbringung für Asylbewerber einer allgemeinen Nachfolgenutzung zugeführt werden und nicht bereits nach wenigen Jahren abgängig und vollständig zulasten des Haushalts abgeschrieben werden müssen. Auch dieses entlastet unsere Bürgerinnen und Bürger. Bei der langfristigen Quote (feste Häuser oder z.B. Cubes) sollte der Schwerpunkt eindeutig bei festen nachnutzbaren Bauwerken liegen.

Wir bitten den Bürgermeister und die Kolleginnen und Kollegen der Ratsfraktionen, sich der Forderung anderer betroffener Städte für eine gerechtere Zuteilungspraxis anzuschließen und dies der Bezirksregierung Arnsberg und der Landesregierung schriftlich zu übermitteln.

Mit freundlichen Grüßen
Mit freundlichen Grüßen

gez.
gez.

Georg Aufderheide
Guido Gutsche

Fraktionsvorsitzender
Ratsmitglied

